
Nachs chiagewerk:

BGHZ:
ja
ja

BGB §§ 242 D, 753, 1372

a) Haben Ehegatten, die im Güterstand der Zugewinngemein­
schaft leben, an einem Grundstück je zur Hälfte Mit­
eigentum erworben, so kann in besonderen Fällen nach 
Scheidung der Ehe die Zwangsversteigerung zur Aufhe­
bung der Bruchteilsgemeinschaft unzulässig und einer 
der Ehegatten berechtigt sein, die Übereignung der 
Grundstückshälfte des anderen an sich zu verlangen*

b) Zur Berechnung des Zugewinnausgleichs in diesen 
Fällen.

BGH, Urt. v. 27. April 1977 - IV ZR 143/76 - OLG Karlsruhe
LG Konstanz
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 6. April 1977 durch 
die Richter Professor Johannsen, Dr. Buchholz, Knüfer, 
Rottmüller und Dr. Hoegen

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird unter 
Zurückweisung der weitergehenden Revision 
das Urteil des Oberlandesgerichts Karlsruhe 
- 13. Zivilsenat in Freiburg - vom 7. Apfril 1976 
mit Ausnahme des Urteils Spruche ä zu I_ 2 aufge­
hoben.

Im Umfang der Aufhebung wird der Rechtsstreit 
zur neuen Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten der Revision, an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien, geschiedene Eheleute, die während 
der Ehe im gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemein­
schaft gelebt haben, betreiben die Vermögensauseinan­
dersetzung. Ihre am 11. Dezember I960 geschlossene Ehe 
wurde auf Klage (zugestellt am 29. Oktober 1966) und 
Widerklage durch Urteil vom 26. September 1969 aus bei­
derseitigem Verschulden geschieden.
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Schon vor der Heirat hatte der Beklagte in den 
Jahren 1958 bis I960 in Geschäftsverbindung mit der Ge­
meinnützigen Baugenossenschaft " N ^ P  HflHP" in tMB-

erstellte und dann die bebauten Grundstücke an die Ge­
nossen verkaufte. Der Beklagte war Genosse bei der "Neu­
en Heimat" geworden; er wollte von ihr ein Hausgrund­

spätere Altersversorgung erwerben. Im Jahre 1959 sagte 
die "Neue Heimat" dem Beklagten ein noch zu bebauendes 
Grundstück zu; mit dem vorgesehenen Grundstückspreis von 
2.700,- DM sollte ein entsprechender Teil der Forderungen 
verrechnet werden, die dem Beklagten damals in Höhe von 
insgesamt knapp 6.000,- IM aus Handwerkerleistlingen gegen 
die "Neue Heimat" zustanden. Das Haus, ein Zweifamilien­
haus, wurde in der Zeit von Dezember 1961 bis Herbst 1962 
erbaut; als Bauherr trat die "Neue Heimat" auf. Der Be­
klagte erbrachte Eigenleistungen in Höhe von mindestens 
13.000,- DM. Am 26. Juni 1963 verkaufte die "Neue Heimat" 
das Hausgrundstück an die Parteien und ließ es an sie zu 
je 1/2 Miteigentum auf. Am 22. August 1963 wurden die Par 
teien als Miteigentümer des Grundstücks zu je 1/2 im 
Grundbuch eingetragen. In der Folge erfüllte der Beklag­
te die finanziellen Verpflichtungen aus dem Erwerb des 
Grundstücks und dem Hausbau allein.

Seit Anfang Oktober 1966 lebten die Parteien ge­
trennt. Die Klägerin bewohnte eine der beiden Wohnungen 
in dem Haus, bis sie Anfang 1969 aus dem Haus auszog.
Sie ist seit dem 31. Oktober 1969 mit dem Industrie­
kaufmann M H I  verheiratet, mit dem sie Gütergemein­
schaft vereinbart hat. Auf ihren Antrag hat das Amtsge-

d B  (iffi folgenden: "Neue Heimat") gestanden, die auf  
einem neu erschlossenen Gelände in Häuser

stück in für eigene Wohnzwecke und für seine
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!*icht Überlingen am 16. Februar 1970 die Zwangsverstei­
gerung des Hausgrundstücks zum Zweck der Aufhebung der 
Bruchteilsgemeinschaft der Parteien angeordnet. Das Land­
gericht Konstanz hat am 28. Oktober 1970 auf Antrag des 
Beklagten das Zwangsversteigerungsverfahren bis zur Ent­
scheidung über die Widerklage im vorliegenden Rechtsstreit 
ausgesetzt. Durch Grundbucheintragung vom 26. August 1971 
ist die der Klägerin gehörige Grundstückshälfte mit einer 
Grundschuld Von 60.000,- DM belastet worden.

Mit der Klage hat die Klägerin die Hälfte der ein­
genommenen und erzielbaren Mieten für die Wohnung im ersten 
Obergeschoß (für die Zeit vom 1. 3*1969 bis 31* 3*1970) 
und für die Dachgeschoßwohnung sowie die Garage (für die 
Zeit vom 1.11.1969 bis 31* 3*1970) verlangt und nach Ab­
zug der Hälfte des von ihr anerkannten teils der vom Be­
klagten für das Haus getragenen Aufwendungen ihren Klage­
antrag auf 1.644,34 DM nebst Zinsen und Mahnkosten be­
ziffert. Der Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt 
und Widerklage erhoben mit dem Antrag, die von der Klägerin 
betriebene Zwangsversteigerung für imzulässig zu erklären 
sowie die Klägerin zu verurteilen, Zug um Zug gegen Zahlung 
von 3*164,20 IW ihren hälftigen Miteigentumsanteil an dem 
Hausgrundstück ihm zu Alleineigentum zu übertragen. Hilfs­
weise hat der Beklagte beantragt, die Klägerin zur Zahlung 
von 38 *879 >91 DM nebst Zinsen zu verurteilen. Der Beklagte 
hat hierzu vorgetragen, Rechtsgrund für die Überlassung 
des Miteigentumsanteils an die Klägerin sei die eheliche 
Lebensgemeinschaft der Parteien gewesen; dieser Rechtsgrund 
sei infolge der Scheidung der Ehe weggefallen. Die Kläger 
rin habe zum Erwerb des Grundstücks und zum Bau des Hauses 
nichts beigetragen und daher nur eine formale Rechtsstel­
lung inne, die sie auf ihn Zug um Zug gegen Ausgleich des



- 5 -

Zugewinns zurückzuübertragen habe; unter Berücksichtigung 
dieser Rückübertragungspflicht betrage ihr Zugewinnaus­
gleichsanspruch 3.164,20 DM. Sofern seine mit der Wider­
klage gestellten Hauptanträge erfolglos bleiben sollten, 
mache sein - mit dem Hilfsantrag verfolgter - Zugewinn- 
ausgleichsanpruch gegen die Klägerin 38«879»91 DM aus«

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen und den 
Hauptanträgen~der Widerklage stattgegeben. In der Be­
rufungsinstanz hat die Klägerin ihren Klageantrag um die 
von ihr für die Zeit vom 1. 4.1970 bis 31.12.1973 bean­
spruchten Beträge (Anteil an den Mieteinnahmen und den 
erzielbaren Mieten) erweitert und mit 9*249»30 DM be­
ziffert; hilf weise hat sie ihre Klage auf die Ansprüche 
für die Zeit ab 1. 1.1974 gestützt. Das Oberlandesgericht 
hat die Verurteilung der Klägerin auf die Widerklage mit 
der Einschränkung aufrechterhalten, es werde festgestellt, 
daß der Beklagte verpflichtet sei, die Klägerin von jeg­
licher Inanspruchnahme aus zwei auf dem Hausgrundstück 
lastenden Grundpfandrechten (zwei Grundschulden über 
28.000,- Ml und 4.000,- Ml) und den diesen Grundpfand­
rechten zugrunde liegenden Verbindlichkeiten freizustel­
len. Im übrigen hat es die Berufung der Klägerin zurückge­
wiesen und die in zweiter Instanz erweiterte Klage abge­
wiesen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihren zweit­
instanzlichen Klageantrag weiter sowie die Abweisung der 
Widerklage in vollem Umfang. Der Beklagte beantragt, die 
Revision zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe:

1• Hinsichtlich der den Hauptstreitpunkt bilden­
den Widerklage hat das Berufungsgericht den Anspruch 
des Beklagten auf Übertragung des Miteigentumsanteils 
an dem Hausgrundstück in nach den Regeln
über den Wegfall der Geschäftsgrundlage für begründet 
gehalten« Hierzu hat es ausgeführt, die Einräumung des 
hälftigen Miteigentumsanteils zugunsten der Klägerin 
stelle eine "Zuwendung" des Beklagten dar. Die Klägerin 
habe sich nicht mit eigenen Geldmitteln am Erwerb des 
Grundstücks und an der Errichtung des Hauses beteiligt. 
Selbst wenn man ihr Vorbringen über ihre Mitarbeit beim 
Hausbau und im Handwerksbetrieb des Beklagten als rich­
tig unterstelle, könne nicht festgestellt werden, daß 
diese Mitarbeit über das hinausgegangen sei, wozu sie 
nach § 1356 BGB verpflichtet gewesen sei. Die Zuwendung 
des Beklagten habe somit das Maß überstiegen, das mit 
Rücksicht auf die Mitarbeit der Klägerin in der Ehe ange­
messen erscheine. Wenn der Beklagte die Klägerin als Mit­
eigentümerin des Grundstücks habe eintragen lassen, so 
sei dies in der auch der Klägerin erkennbar gewordenen 
Vorstellung geschehen, sie an der von ihm bezweckten Al­
terssicherung zu beteiligen und für sich und die Klägerin 
ein Heim zu schaffen. Nach Scheidung der Ehe sei es dem 
Beklagten nach Treu und Glauben nicht zumutbar, sich mit 
der Beibehaltung der herbeigeführten Vermögensverhältnis­
se abzufinden. Hierfür sei nicht nur von Bedeutung, daß 
er bereits vor der Ehe sämtliche Schritte zum Erwerb des 
Grundstücks unternommen und den Erwerb sowie den Bau durch 
eigene Arbeit und aus eigenen Mitteln ermöglicht habe, 
daß ferner die Ehe nur wenige Jahre Bestand gehabt habe.
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sondern es komme als ganz wesentlicher Umstand hinzu» daß 
er ein eigenes Haus zu Wohnzwecken und vor allem zur Al­
tersversorgung habe erwerben wollen» zumal mit dem Haus 
in gewissem Umfang auch Mieteinnahmen erzielt werden 
könnten. Diese Möglichkeit» seine Altersversorgung zu 
sichern, würde aber durch die Beibehaltung der geschaffe­
nen Eigentumsverhältnisse an dem Grundstück zerschlagen, 
weil die Klägerin nicht gehindert werden könne, das Grund­
stück gemäß § 180 ZVG zwangsversteigern zu lassen.

Das Berufungsgericht hat des weiteren erörtert, ob 
es mit dieser Auffassung von dem Urteil des erkennenden 
Senats des Bundesgerichtshofes vom 3. Dezember 1975 (BGHZ 
63, 320) abweichen würde. In diesem Urteil ist ausgespro­
chen worden, ein Ehegatte könne, wenn Zuwendungen, die er 
während der Ehe seinem Ehepartner gemacht habe, wertmäßig 
nicht den Betrag überstiegen, den der Zuwendungsempfänger 
ohne die Zuwendung als Zugewinnausgleichsanspruch geltend 
machen könne, nach Scheidung der Ehe regelmäßig nicht ver­
langen, daß ein Ausgleich der Zuwendung nach den Grund­
sätzen über den Wegfall der Geschäftsgrundlage stattfinde. 
Das Berufungsgericht hat eine Abweichung von dieser Ent­
scheidung verneint, weil der Bundesgerichtshof die Anwen­
dung der Regeln über den Wegfall der Geschäftsgrundlage 
nur "für den Regelfall" ausgeschlossen habe. Ein solcher 
Regelfall liege nicht vor. Denn hier habe der Beklagte be­
reits vor der Eheschließung mit der Klägerin sämtliche 
Schritte zum Erwerb des Grundstücks unternommen gehabt 
und sich schon vor der Eheschließung als "wirtschaftlicher 
Eigentümer" des Grundstücks betrachten können. Außerdem 
habe die Ehe nur kurzen Bestand gehabt. Vor allem aber sei 
das Hausgrundstück zur Sicherung der Altersversorgung des 
Beklagten wesentlich gewesen.
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2. Diesen Ausführungen kann, soweit es sich um 
die Unzulässigkeit der Zwangsversteigerung und die Ver­
pflichtung der Klägerin handelt, ihre Grundstückshälfte 
an den Beklagten zu Übertragen, im wesentlichen zuge­
stimmt werden«

Zuwendungen, die ein Ehegatte während der Ehe dem 
anderen Ehegatten gemacht hat, werden nach Scheidung der 
Ehe, wenn die Ehegatten im gesetzlichen Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft gelebt haben, gemäB den gesetzlichen 
Vorschriften der §§ 1372 ff, speziell nach § 1374 Abs. 2 
und § 1380 BGB, im Rahmen des Zugewinnausgleichs mit ausge­
glichen. Insoweit scheiden die Regeln über einen Ausgleich 
einer ungerechtfertigten Bereicherung aus, und es bedarf 
auch in aller Regel jedenfalls dann keines Rückgriffs auf 
die Grundsätze über den Wegfall der Geschäftsgrundlage, 
wenn die Zuwendungen wertmäßig nicht den Betrag überstei­
gen, den der Zuwendungsempfänger ohne sie als Zugewinnaus­
gleichsanspruch geltend machen könnte. An diesem in der 
Entscheidung BGHZ 63» 320 ausgesprochenen Rechtsgrundsatz 
hält der Senat trotz der von Kühne (JZ 1976, 487; 1977,
138 und JR 1977, 23) geäußerten Kritik fest. Soweit die ge­
setzlichen Regeln des Zugewinnausgleichs eingreifen und 
zu einem billigen Vermögensaugleich führen, ist für eine 
Anwendung des § 242 BGB auch unter dem Gesichtspunkt des 
Wegfalls der Geschäftsgrundlage kein Raum (Die Kritik von 
Kühne erscheint daher nicht schlüssig, zumal er selbst 
in JZ 1976, 488 sagt, in dem - vom Senat entschiedenen - 
Falle, in dem der Wert der Zuwendung den Zugewinnaus­
gleichsanspruch nicht Überstieg, könne eine Rückgewähr 
der Zuwendung wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage 
nicht verlangt werden, weil sonst verlangt werde, was



sogleich wieder aufgrund des Zugewinnausgleichsrechts 
zurückgewährt werden müsse). Eines Rückgriffs auf die 
Regeln über den Wegfall der Geschäftsgrundlage bedarf 
es bei Scheitern der Ehe auch nicht zur Aufhebung einer 
in der Ehe von den Ehegatten gebildeten Bruchteilsge­
meinschaft. Ist von den Ehegatten eine solche Gemein­
schaft an einem Grundstück gebildet worden und die Auf­
rechterhaltung der Gemeinschaft den Ehegatten nicht mehr 
zumutbar oder wird sie von ihnen nicht mehr gewünscht, 
so steht es jedem der Ehegatten nach den gesetzlichen 
Regeln der §§ 749 ff BGB jederzeit frei, die Aufhebung 
der Gemeinschaft zu verlangen.

Die vorstehend genannten Vorschriften bieten je­
doch keine Rechtsgrundlage für eine Verpflichtung des 
Ehegatten, einen ihm von seinem Ehepartner zugewendeten 
Sachgegenstand nach Scheidung der Ehe zurückzugeben, und 
auch nicht dafür, in der Ehe mittels Grundstückserwerbs 
und Hausbaus geschaffene Sachwerte vor Verlust durch 
Zwangsversteigerung zum Zweck der Aufhebung einer am 
Grundstück gebildeten Bruchteilsgemeinschaft zu bewahren. 
Auch die Vorschriften über den Schenkungswiderruf (§§ 530 
BGB, 73 EheG) stellen insoweit keinen ausreichenden Rechts­
behelf dar, da die Voraussetzungen für einen Widerruf nach 
diesen Vorschriften mit dem Tatbestand der Ehescheidung 
nicht gegeben zu sein brauchen und es sich bei den in 
Rede stehenden Zuwendungen auch nicht immer um Schenkungen 
zu handeln braucht. Ferner greifen auch die Vorschriften 
nicht ein, die dem Richter im Verfahren der Freiwilligen 
Gerichtsbarkeit die Befugnis geben, rechtsgestaltende 
Entscheidungen über Vermögensgegenstände der Ehegatten 
zu treffen. Die Verordnung über die Behandlung der Ehe- 
wphnung und des Hausrats nach der Scheidung (6. DfVO zum
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EheG) gibt dem Richter keine Befugnis zur Entscheidung 
Uber Eigentumsverhältnisse an Grundstücken» und die Vor­
schrift des § 1383 BGB erlaubt nur eine Abgeltung eines 
bestehenden Zugewinnausgleichsanspruchs durch Übertragung 
bestimmter Vermögensgegenstände«

Eine Verpflichtung zur RückUbertragung von Grund­
eigentum» das während der Ehe von einem Ehegatten dem an­
deren unmittelbar oder mittelbar zugewendet worden ist» 
oder die Unzulässigkeit der Versteigerung eines Grund­
stücks zur Aufhebung der Bruchteilsgemeinschaft von Ehe­
leuten kann nach Scheidung der Ehe in solchen Fällen da­
her nur unter dem rechtlichen Gesichtspunkt des Wegfalls 
der Grundlage für die Zuwendung des Eigentums oder hinsicht­
lich der Versteigerung als unzulässige Rechtsausübung nach 
§ 242 BGB angenommen werden. Die Anwendung des § 242 BGB 
ist in keinem Rechtsbereich ausgeschlossen und muß daher» 
soweit die gesetzlichen Vorschriften einen im Einzelfall 
bestehenden Interessenkonflikt nicht hinreichend zu er­
fassen vermögen und für einen der Beteiligten ein unzu­
mutbar unbilliges Ergebnis zur Folge haben würden» immer 
in Betracht gezogen werden. Doch muß die Anwendung des 
§ 242 BGB» soweit sie von der gesetzlichen Regelung ab­
weicht» auf Ausnahmefälle beschränkt werden. Für einen 
Fall wie den vorliegenden ist daher Voraussetzung» daß 
die Beibehaltung der Bruchteilsgemeinschaft mit der Mög­
lichkeit der Zwangsversteigerung nach § 733 BGB für die 
Ehegatten oder einen von ihnen als schlechthin unzumutbar 
anzusehen ist (vgl. zum Ausschluß der Zwangsversteigerung 
in vergleichbaren Fällen BGHZ 38» 146; Palandt/Thomas BGB 
35. Aufl. § 753 Anm. 3; auch BGH NJW 1975, 687, 688). Es 
handelt sich dabei hier nicht eigentlich, wie das Berufungs­
gericht meint, um einen in der Entscheidung BGHZ 65, 320
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vorbehaltenen Ausnahme fall , sondern um die andere 9 dem 
Zugewinnausgleich vorausgehende Frage» ob Ehegatten nach 
Scheidung ihrer Ehe» soweit keine andere Rechtsgrundlage 
gegeben ist» ausnahmsweise zur Rückgewähr bestimmter Ver­
mögensgegenstände verpflichtet sind» die sie sich unter­
einander in der Ehe zugewendet haben» und ob eine Zwangs­
versteigerung zur Aufhebung der Bruchteilsgemeinschaft un­
zulässig ist.

Ob die Voraussetzungen eines solchen Ausnahme falle s 
gegeben sind» ist im wesentlichen eine der Beurteilung des 
Richters der Tatsacheninstanz unterliegende Frage der Sach­
lage. Sie sind hier von dem Berufungsgericht angenommen 
und darin gesehen worden» daß der Beklagte sämtliche mit 
dem Erwerb des Grundstücks und mit dem Hausbau verbundenen 
finanziellen Verpflichtungen allein erfüllt habe» außerdem 
den Bau durch eigene Arbeit gefördert habe und das Haus­
grundstück vor allem zu seiner Altersversorgung erworben 
habe» wenn er auch die Klägerin hieran habe beteiligen 
wollen. Die Tätigkeit der Klägerin sei dagegen nicht über 
den Rahmen des § 1336 BGB hinausgegangen. Die Klägerin ist 
auch bereits Anfang des Jahres 1969 aus dem Hause ausge­
zogen und seit Oktober 1969 wiederverheiratet. Daß das Be­
rufungsgericht bei dieser Sachlage angenommen hat» es sei 
dem Beklagten nicht zumutbar» der Klägerin die ihr ohne 
nennenswerte Gegenleistungen von ihrer Seite zugewendete 
Eigentumshälfte zu belassen und sich mit der Versteigerung 
des Besitzes» den er besonders für seine eigene Altersver­
sorgung angeschafft habe» abzufinden» ist rechtlich nicht 
zu beanstanden. Danach ist die vom Berufungsgericht gezo­
gene Folgerung» die Zwangsversteigerung sei unzulässig
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und die Klägerin habe das Grundstück dem Beklagten als dem­
jenigen Ehegatten heraus zugeben, der den weitaus größten 
Beitrag für den Erwerb und den Hausbau geleistet habe, an 
sich gerechtfertigt.

3. Das Berufungsgericht hat es jedoch unterlassen» 
über den mit der Rückgewähr des Eigentumsteils der Klä­
gerin an den Beklagten verbundenen weiteren Vermögensaus­
gleich zu entscheiden. Der Beklagte ist nach Ansicht des 
Berufungsgerichts zwar verpflichtet» die Klägerin von ei­
ner Inanspruchnahme aus den Verbindlichkeiten freizustel­
len» die im Zusammenhang mit dem Erwerb des Grundstücks 
und dem Bau des Hauses eingegangen worden sind und für die 
sie mithaftet. Die Gewährung eines weiteren Ausgleichs für 
die Übertragung des Miteigentumsteils der Klägerin sei da­
gegen angesichts der Tatsache» daß die Klägerin zum Er­
werb des Grundstücks und zum Bau des Hauses nichts beige­
tragen habe, was Über ihre Verpflichtung nach § 1356 BGB 
hinausgehe, nicht geboten. Eine unbillige Benachteiligung 
der Klägerin liege darin nicht, da ihr ein Anspruch auf 
Zugewinnausgleich zustehe. Ob und in welcher Höhe dies 
der Fall ist, hat das Berufungsgericht offen gelassen, 
da die Klägerin, wie das Berufungsgericht ausführt, ei­
nen solchen Anspruch im ersten Rechtszug nicht einmal in 
der Form eines Zurückbehaltungsrechts geltend gemacht 
habe. Das sei erst im Berufungsrechtszug geschehen. Die­
ses neu vorgebrachte Verteidigungsmittel hat das Beru­
fungsgericht gemäß § 529 ZPO als verspätet zurückgewie­
sen.

Insoweit kann dem Berufungsgericht nicht gefolgt 
werden. In Fällen der hier zu entscheidenden Art kann 
der Beklagte seinen Anspruch auf Übereignung der Grund-
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stückshälfte nur gegen Zahlung des nach den besonderen Um­
ständen sich ergebenden Ausgleichsbetrages an die Klägerin 
begehren. Er muß daher schlüssig dar legen, auf welche 
Summe sich diese Zahlung beläuft, und seine Bereitschaft 
erklären, diesen Betrag Zug um Zug gegen die Übereignving 
der Grundstückshälfte an die Klägerin zu zahlen. Der Be­
klagte hat diesen Betrag im ersten Rechtszug auf 3*164,20 BK 
berechnet. Die Klägerin hat dieses Vorbringen in ihrer Er­
widerung (Schriftsatz vom 10. Dezember 1970 S. 3 * 1 »  97 GA) 
bestritten und als unschlüssig bezeichnet. Ebenso hat die 
Klägerin die Richtigkeit der danach von dem Beklagten neu 
aufgestellten Berechnung bestritten (vgl. Schriftsätze 
des Beklagten vom 30. Juni 1972 S. 2 ff und der Klägerin 
vom 31. Juli 1972 S. 4, I, 145 und 163 GA).

Unter diesen Umständen konnte das Berufungsgericht 
das diesbezügliche Verteidigungsvorbringen der Klägerin 
nicht nach § 529 Abs. 2 ZPO als verspätet zurückweisen.
Denn es handelt sich nicht darum, daß die Klägerin dem An­
spruch des Beklagten ein Zurückbehaltungsrecht als neues 
Verteidigungsmittel entgegensetzte, sondern sie bestritt 
weiterhin tatsächliche Voraussetzungen des von dem Beklag­
ten geltend gemachten Anspruchs, so wie sie es schon im 
ersten Rechtszug getan hatte. Dem mußte das Berufungsge- j 
rieht nachgehen und gegebenenfalls die Parteien auf fordern, | 
die für ihren jeweiligen Standpunkt vorgebrachten Tat- iSachen zu ergänzen.

Bei der erforderlichen Prüfung und Feststellung der 
sich aus dem Vermögensausgleich ergebenden Ansprüche könnte 
es billig und zweckmäßig sein, die Sachlage so zu beurtei­
len, als ob das Grundstück als Ganzes von der Genossenschaft
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"Neue Heimat" auf den Beklagten übereignet worden wäre.
Das Grundstück würde dann mit seinem Gesamtwert zu dem 
in der Ehe erworbenen Vermögen des Beklagten zu rechnen 
und mit dem Wert, den es zu dem nach § 1384 BGB maßgeben­
den Zeitpunkt hatte, bei der Berechnung des Zugewinns 
des Beklagten zu berücksichtigen sein. Auf diese Weise 
würde die Klägerin bei der Ermittlung des Zugewinnaus­
gleichsanspruchs an der Hälfte des Grundstückswerts teil­
nehmen (§ 1378 Abs. 2 BGB). Das könnte im vorliegenden 
Fall auch dann eine billige Lösung sein, wenn die Mit­
arbeit der Klägerin, wie es das Berufungsgericht ange­
nommen hat, nicht über den Rahmen des § 1336 BGB hinausge­
gangen ist. Denn auch für diesen Fall entspricht es der 
gesetzlichen Zugewinnausgleichsregelung, daß beide Ehe­
gatten gleichermaßen an dem in der Ehe erworbenen Ver­
mögen teilhaben sollen. Sollte auf Seiten des Beklagten, 
insbesondere wegen der Verrechnung seines Zugewinns mit 
Verbindlichkeiten, kein entsprechender Zugewinn zu ver­
zeichnen sein, so könnte es angemessen sein, der Klä­
gerin für die Übereignung der Grundstückshälfte eine 
besondere Entschädigung zuzusprechen. In Fällen, in de­
nen der rückgabepflichtige Ehegatte für den Erwerb ei­
nes Grundstücks oder die Errichtung eines Hauses erheb­
liche Eigenleistungen erbracht hat und dennoch gemäß 
§ 242 BGB eine Verpflichtung zur Rückgabe der Sache an 
den anderen Ehegatten anzunehmen ist, sollte die im übri­
gen nach § 287 ZPO zu schätzende Entschädigung jeden­
falls nicht unter dem Wert dieser Leistungen liegen. Daß 
der Beklagte des weiteren verpflichtet ist, die Klägerin 
von der Inanspruchnahme aus den Grundpfandrechten und 
den ihnen zugrundeliegenden Verbindlichkeiten zu befreien.

i
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mit denen das Grundstück in der Zeit bis zur Zustellung 
der Scheidungsklage belastet worden ist, ist vom Be­
rufungsgericht bereits zu Recht angenommen worden.

Außerhalb des Zugewinnausgleichs liegt die Aus­
einandersetzung der Parteien über die nach Zustellung der 
Scheidungsklage entstandenen Vermögensveränderungen. Hier­
zu gehört die Belastung der Grundstückshälfte der Klägerin 
mit einer Grundschuld von 60.000,- OH, die am 26. Au­
gust 1971 im Grundbuch eingetragen worden ist. Insoweit 
muß zunächst den Parteien überlassen bleiben, in welcher 
Weise sie die Auseinandersetzung begehren und welche An­
träge sie demgemäß stellen. In Betracht kommt, falls die 
Klägerin nicht eine Enthaftung der Grundstückshälfte er­
wirken kann, eine Übernahme der der Grundschuld zugrunde 
liegenden Verbindlichkeit durch den Beklagten gegen Ver­
rechnung des übernommenen und der Höhe nach zu bestimmen­
den Betrages auf die Zugewinnausgleichs- und Entschädi­
gungsforderung der Klägerin nebst Vergütung eines etwa 
überschießenden Differenzbetrages durch die Klägerin.

Die Sache mußte daher an das Berufungsgericht zu- 
rückverwiesen werden zur Prüfung der bestehenden Aus­
gleichsansprüche, insbesondere zur Prüfung und Fest­
stellung des sich nach dem Gesetz ergebenden Zugewinn­
ausgleichsanspruchs. Dabei mußte von der Aufhebung aller­
dings der Ausspruch über die Unzulässigkeit der Verstei­
gerung (Nr. I 2) ausgenommen werden. Insoweit ist die 
Revision unbegründet. Dagegen waren die übrigen Entschei­
dungen zur Widerklage aufzuheben, da die Höhe der Zug um 
Zug-Leistung noch offen ist und die Verurteilung zur Her­
ausgabe des Miteigentumsanteils ohne Festlegung der Zug 
um Zug-Leistung nicht bestehen bleiben kann.
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4. Hinsichtlich der Klage hat das Berufungsgericht, 
soweit die Klägerin für die Zeit vor Rechtskraft des Schei­
dungsurteils Ansprüche auf ihren Anteil an den Hietein- 
nahmen und den erzielbaren Einnahmen in Höhe von 4*530,- DM 
eingeklagt hat, den Anspruch mit der Begründung aberkannt, 
dieser Betrag sei niedriger als die vom Beklagten geltend 
gemachten Aufwendungen von 4*730,26 DM, die die Klägerin 
nicht substantiiert bestritten habe* Dies wird von der 
Revision nicht angegriffen* Eine Bestätigung der Abwei­
sung dieses Anspruchs war jedoch nicht möglich, da die Klä­
gerin den Klageantrag hilfsweise auf Ansprüche aus der Zeit 
ab 1* Juli 1974 gestützt hat, die, wie sich aus den folgen­
den Ausführungen ergibt, noch einer Aufklärung bedürfen*

5* Soweit die Klägerin die Ansprüche auf Mietein­
nahmen für die Zeit nach Rechtskraft des Scheidungsurteils 
geltend gemacht hat, hat das Berufungsgericht sie deshalb 
für unbegründet gehalten, weil der Beklagte die Auflassung 
des hälftigen Miteigentumsanteils der Klägerin verlangen 
könne* Diese Begründung stößt auf dieselben Bedenken, die 
sich hinsichtlich des Widerklageanspruchs daraus ergaben, 
daß das Berufungsgericht den nach § 242 BGB gebotenen 
Vermögensausgleich nicht als eine Einheit behandelt, son­
dern nur den Anspruch des Beklagten auf Herausgabe des 
hälftigen Grundeigentums, nicht aber den der Klägerin su- 
stehenden Ausgleichsanspruch be schieden hat* Das führt zu 
der ungerechtfertigten Folge, daß die Klägerin keine Grund­
stücksnutzungen erhält, obwohl sie noch Miteigentümerin 
des Grundstücks ist, andererseits aber für die Vergangen­
heit auch keine Verzinsung des ihr möglicherweise zuste­
henden Zugewinnausgleichsanspruchs, obwohl in diesem ein 
Anteil an dem Zugewinn enthalten sein kann, der dem Beklag­
ten mit der zweiten Grundstückshälfte zuzurechnen ist* Das
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Berufungsgericht wird daher auch hinsichtlich der Kapital­
nutzung einen billigen Vermögensausgleich zu treffen haben, 
Das wird möglicherweise in der Weise geschehen können» daß 
der Klägerin eine Verzinsung des sich für sie ergebenden 
Zugewinnausgleichsanspruchs bereits von dem Zeitpunkt ab 
zugesprochen wird» von dem ab ihr Anspruch auf die Niet­
einnahmen entfällt.

Das Berufungsurteil war daher auch hinsichtlich des 
Ausspruchs über den Klageanspruch (Nr. I 1) aufzuheben und 
die Sache auch insoweit zur neuen Prüfung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Johannsen Dr. Buchholz Knüfer

Rottmüller Dr. Hoegen
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